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42 Bekanntmachung gemäß § 10 
des Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Bezirksregierung Münster 48147 Münster, 23.02.2018
52-500-0211802/0024.V Domplatz 1-3
 poststelle@brms.nrw.de

Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 c,  
48653 Coesfeld
Die Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 
c, 48653 Coesfeld, hat die Änderungsgenehmigung zur we-
sentlichen Änderung, des gemäß BImSchG genehmigten 
Kompostwerkes in Coesfeld (Gemarkung Kirchspiel, Flur 
27, Flurstück 220) beantragt.

Gegenstand des Antrages ist die Erweiterung des Kom-
postwerkes mit Teilstromvergärung in Coesfeld um eine 
Gärprodukttrocknung. Die Anlage soll nach Änderungs-
genehmigung errichtet und betrieben werden.

Der für Mittwoch, den 21.03.2018 um 10.00 Uhr, im Be-
sprechungsraum der RETERRA, Brink 37 c, 48653 Coes-
feld, vorgesehene Erörterungstermin findet nicht statt, da 
gegen das beantragte Vorhaben keine Einwendungen inner-
halb der Einwendungsfrist erhoben wurden.

Im Auftrag
gez. Dagmar Egemann

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 69

43 Bekanntmachung der Teilrücknahme der 
Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 des immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsbescheides 
vom 19.01.2017 zur Errichtung und Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 

Bezirksregierung Münster Münster, den 23.02.2018 
500-0915123/0021.V Domplatz 1-3, 48143 Münster 
 dez53@brms.nrw.de

Die Bezirksregierung Münster hat mit Bescheid vom 
23.02.2018 die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 zur Fest- 
legung eines Emissionsgrenzwertes als Jahresmittelwert 
von 0,002 mg/m3 für den Parameter Quecksilber und 
seine Verbindungen, angegeben als Quecksilber (Hg), 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbeschei-
des vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 zurückgenommen.

Der Teilrücknahmebescheid enthält folgenden verfügenden 
Teil:

„1. Hiermit wird die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbe-
scheides vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum 
Betrieb eines Steinkohlekraftwerks in Datteln (Az.: 
500-53.0011/15/0915123/0021.V) mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurückgenommen.

B: Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen der Bezirksregierung
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101	� Öffentliche Zustellung gemäß § 10 des Verwal-
tungszustellungsgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG 
NRW)

Für  
Frau 
Miriam Pelster

Letzte bekannte Anschrift:  
Niederstraße 28 
45663 Recklinghausen

kann ein Schriftstück des Dezernates 24 der Bezirksregie-
rung Münster vom 01.06.2022 - 24.10.01.02-036/2016.0005 
nicht zugestellt werden, da der derzeitige Aufenthaltsort un-
bekannt ist. 

Sie wird hiermit aufgefordert, das Schriftstück an folgender 
Adresse unverzüglich abzuholen:

Anschrift:

Bezirksregierung Münster, Dezernat 24, Raum 315, Dom-
platz 1-3, 48143 Münster

Hinweis:

Gemäß § 10 Abs. 2 S. 7 LZG NRW gilt das Schriftstück als 
zugestellt, wenn seit dem Tag des Aushangs dieser Benach-
richtigung zwei Wochen vergangen sind. Es wird darauf 
hingewiesen, dass mit dieser Zustellung des Schriftstücks 
durch öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen.

Münster, den 01.06.2022	  
Bezirksregierung Münster, Dezernat 24 

Im Auftrag 
gez. Weißen

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2022 S. 153

102	� Bekanntmachung gemäß § 5 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bezirksregierung Münster	�   
500-53.0023/22/0875785-0785/0047.V	  
	 Münster, den 10.06.2022 

Domplatz 1-3, 48143 Münster 
� dez53@brms.nrw.de

Die Firma Evonik Operations GmbH, Paul-Baumann-Straße 
1 in 45772 Marl hat die Genehmigung zur wesentlichen Än-
derung und zum Betrieb der Raffinat-I/II-Aufarbeitung zur 
Trennung von C

4
-Kohlenwasserstoffen und Herstellung von 

Folgeprodukten auf dem Grundstück Paul-Baumann-Straße 
1 in 45772 Marl (Gemarkung Marl, Flur 58, Flurstücke 42, 
53) beantragt.

Gegenstand des Antrages ist die Errichtung eines Puffer-
behälters und die Ertüchtigung der bestehenden Lagerhalle 
zum Gefahrstofflager für Katalysatoren. Des Weiteren wer-
den sicherheitstechnische Anpassungen vorgenommen, Ma-
schinen sowie Apparate ausgetauscht und die bestehenden 
Nebenbestimmungen bereinigt.

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (4. BImSchV) und den Be-
stimmungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BIm-
SchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften.

Im Vorfeld ist ermittelt worden, ob für das Vorhaben eine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht. Hierbei wurden die einschlägigen Kri-
terien gemäß Anlage 3 des UVPG zugrunde gelegt.

Es wurde festgestellt, dass es keiner Umweltverträglich-
keitsprüfung bedarf.

Maßgeblich für diese Feststellung ist insbesondere, dass das 
Gefahrstofflager und der Pufferbehälter entsprechend den 

B:	 Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen der Bezirksregierung
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104	� Bekanntmachung gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bezirksregierung Münster	 Münster, den 25.05.2022 
Az.: 500-0597661/0018.G	 Nevinghoff 22 
� 48143 Münster

Der Lippeverband hat mit Datum vom 21.01.2022 eine Ge-
nehmigung für die Erneuerung und den Umbau der Klär-
anlage Marl-Ost gemäß § 57 Abs. 2 Landeswassergesetz 
-LWG- und die Reduzierung der Ausbaugröße von 55.000 
EW auf 45.000 EW beantragt. Die Kläranlage Marl-Ost 
soll durch Reinvestitionsmaßnahmen und den Neubau ei-
nes dritten Nachklärbeckens innerhalb des bestehenden 
Betriebsgeländes ertüchtigt werden. Im Zusammenhang mit 
dem Neubau des dritten Nachklärbeckens sollen Zu- und 
Ablaufleitungen der vorhandenen Nachklärbecken erneuert 
und eine neue Rücklaufschlammleitung zum vorhandenen 
Rücklaufschlammpumpwerk errichtet werden. Die Bö-
schungen rund um die vorhandenen Becken werden bis auf 
das Niveau des umliegenden Geländes aufgefüllt. Zudem 
sind Umbau oder Errichtung kleinerer technischer Anlagen 
sowie deren jeweilige gepflasterte Zuwegungen geplant.

Gemäß § 9 Abs. 2 Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 
(UVPG) ist die Durchführung einer allgemeinen Vorprü-
fung nach § 7 Abs. 1 UVPG für das Vorhaben erforderlich. 
Im Rahmen der allgemeinen Vorprüfung ist unter Berück-
sichtigung der in Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien 
zu untersuchen, ob das Vorhaben erhebliche nachteilige 
Auswirkungen auf die Umwelt haben kann und damit eine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht.

Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls kommt zu dem 
Ergebnis, dass keine erheblichen negativen Umweltauswir-
kungen zu erwarten sind. Weiter wurde nach Prüfung fest-
gestellt, dass keine erheblichen nachteiligen Umweltauswir-
kungen auf die in Anlage 3 UVPG genannten Kriterien zu 
besorgen sind. Durch die Umbaumaßnahmen und die Er-
richtung des dritten Nachklärbeckens auf dem vorhandenen 
Kläranlagengelände, werden lokal vorhandene Schutzgüter 
nicht oder nur geringfügig beeinträchtigt. Ergebnis der Prü-
fung ist daher, dass keine Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht.

Im Auftrag 
gez. Hemker

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2022 S. 154

Anforderungen der AwSV ausgeführt werden, so dass Ge-
wässerverunreinigungen im bestimmungsgemäßen Betrieb 
nicht zu erwarten sind. 

Es kommt zu keiner Verschlechterung der Lärmsituation. 
Mit dem Vorhaben ist eine Verbesserung der Anlagensicher-
heit verbunden. Der angemessene Sicherheitsabstand wird 
nicht unterschritten.

Das Vorhaben beeinträchtigt die im Einwirkungsbereich be-
findlichen ökologisch empfindlichen Gebiete nicht.

Es sind daher keine erheblichen nachteiligen Umweltaus-
wirkungen durch das Vorhaben zu erwarten.

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.

Im Auftrag 
gez. Köllner

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2022 S. 153-154

103	� Bekanntmachung gemäß § 5 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bezirksregierung Münster	 Münster, den 17.05.2022 
500-0149405/0018.V	 Domplatz 1-3, 48143 Münster 
� dez53@brms.nrw.de

Die Firma Dr. Otto Suwelack Nachf. GmbH & Co. KG, 
Josef-SuweIack-Straße 1, 48727 Billerbeck hat einen An-
trag nach § 57 Abs. 2 des Wassergesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (LWG) zur Änderung der Abwasser-
behandlungsanlage durch Aufstellung eines zusätzlichen 
Abwasserauffangtanks mit einem Volumen von 190 m³ für 
den Sprühturm 4 zur Separierung von Abwasserströmen auf 
dem Grundstück Josef-SuweIack-Straße 1, 48727 Biller-
beck (Gemarkung Billerbeck-Kirchspiel, Flur 40, Flurstück 
201) gestellt.

Gemäß den Bestimmungen des LWG bedarf das beantragte 
Vorhaben einer Genehmigung nach diesen Vorschriften.

Im Vorfeld ist ermittelt worden, ob für das Vorhaben eine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht. Hierbei wurden die einschlägigen Kri-
terien gemäß Anlage 3 des UVPG zugrunde gelegt.

Es wurde festgestellt, dass es keiner Umweltverträglich-
keitsprüfung bedarf.

Maßgeblich für diese Feststellung ist, dass sich das Vorha-
ben positiv auf den chemischen Zustand des Fließgewässers 
Berkel auswirkt, da ein Abwasserteilstrom dort nicht mehr 
eingeleitet wird.

Es sind daher keine erheblichen nachteiligen Umweltaus-
wirkungen durch das Vorhaben zu erwarten. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.

Im Auftrag 
gez. Niehues

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2022 S. 154
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105	� Öffentliche Bekanntmachung des Zweckverban-
des Studieninstitut für kommunale Verwaltung 
Westfalen-Lippe

Nachrichtlicher Hinweis gem. § 16 Abs. 2 der Satzung des 
Zweckverbandes Studieninstitut für kommunale Verwaltung 
Westfalen-Lippe:

Das Studieninstitut für kommunale Verwaltung Westfa-
len-Lippe hat am 3. Juni 2022 nachfolgende Bekanntma-
chungen auf seiner Internetseite unter www.stiwl.de öffent-
lich bekanntgemacht:

•	� Einladung zur Verbandsversammlung am 17.06.2022, 
10:00 Uhr

Bielefeld, 3. Juni 2022	 Die Studienleiterin 
gez. Dr. Sabine Seidel

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2022 S. 155

106	� Stiftungsaufsicht; 
Aufhebung der Neuro-SWAT-Stiftung

Die Bezirksregierung Münster hat am 21. März 2022 mit 
Ablauf des Monats März gemäß § 87 Abs. 1 Bürgerliches 
Gesetzbuch die Neuro-SWAT-Stiftung aufgehoben. Die 
Stiftung ist damit erloschen.

Etwaige Gläubiger werden aufgefordert, ihre Ansprüche bei 
der Vorsitzenden der Stiftung, Frau Alic Hoffmeier, Plata-
nenweg 24, 59394 Südkirchen, anzumelden.

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2022 S. 155

C:	 Rechtsvorschriften und Bekanntmachungen anderer Behörden und Dienststellen

E:	 Sonstige Mitteilungen
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